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Gesetz 
vom 17. März 2006 

über die Abänderung des Strafgesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBl. 1988 Nr. 37, in 
der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 23 Abs. 1 Ziff. 1 

1. wenn die Verurteilung ausschliesslich oder überwiegend wegen einer 
oder mehrerer vorsätzlicher strafbarer Handlungen gegen Leib und 
Leben, gegen die Freiheit, gegen fremdes Vermögen unter Anwen-
dung oder Androhung von Gewalt gegen eine Person, gegen die sexu-
elle Selbstbestimmung und wegen anderer sexualbezogener Delikte, 
gegen die Bestimmungen der Betäubungsmittelgesetzgebung oder 
wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher gemeingefährlicher strafbarer 
Handlungen erfolgt, 

§ 32 Abs. 2 

2) Bei Bemessung der Strafe hat das Gericht die Erschwerungs- und 
die Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestim-
men, gegeneinander abzuwägen und auch auf die Auswirkungen der 
Strafe und anderer zu erwartender Folgen der Tat auf das künftige Leben 
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des Täters in der Gesellschaft Bedacht zu nehmen. Dabei ist vor allem zu 
berücksichtigen, inwieweit die Tat auf eine gegenüber rechtlich geschützten 
Werten ablehnende oder gleichgültige Einstellung des Täters und inwie-
weit sie auf äussere Umstände oder Beweggründe zurückzuführen ist, 
durch die sie auch einem mit den rechtlich geschützten Werten verbun-
denen Menschen nahe liegen könnte. 

§ 34 Abs. 1 Ziff. 1 und 19 sowie Abs. 2 

1) Ein Milderungsgrund ist es insbesondere, wenn der Täter: 
1. die Tat nach Vollendung des achtzehnten, jedoch vor Vollendung des 

einundzwanzigsten Lebensjahres oder wenn er sie unter dem Einfluss 
eines abnormen Geisteszustandes begangen hat, wenn er schwach an 
Verstand ist oder wenn seine Erziehung sehr vernachlässigt worden ist; 

19. dadurch betroffen ist, dass er oder eine ihm persönlich nahestehende 
Person durch die Tat oder als deren Folge eine beträchtliche Körper-
verletzung oder Gesundheitsschädigung oder sonstige gewichtige tat-
sächliche oder rechtliche Nachteile erlitten hat. 

2) Ein Milderungsgrund ist es auch, wenn das gegen den Täter geführte 
Verfahren aus einem nicht von ihm oder seinem Verteidiger zu vertre-
tenden Grund unverhältnismässig lange gedauert hat. 

§ 36 

Verhängung von Freiheitsstrafen über Personen unter einundzwanzig 
Jahren 

Gegen eine Person, die zur Zeit der Tat das einundzwanzigste Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, darf auf keine strengere als eine Frei-
heitsstrafe von zwanzig Jahren erkannt werden. An die Stelle der Andro-
hung einer lebenslangen Freiheitsstrafe und der Androhung einer Frei-
heitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder lebenslanger Freiheits-
strafe tritt die Androhung einer Freiheitsstrafe von fünf bis zu zwanzig 
Jahren. Das Mindestmass einer Strafdrohung, welches ein Jahr Freiheits-
strafe übersteigt, wird auf dieses Mass, ein Mindestmass von einem Jahr 
auf sechs Monate herabgesetzt. Soweit jedoch keine strengere Strafe als 
eine fünfjährige Freiheitsstrafe angedroht ist, entfällt das Mindestmass. 
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§ 39 Sachüberschrift 

Strafschärfung bei Rückfall 

§ 42 

Mangelnde Strafwürdigkeit der Tat 

Ist die von Amts wegen zu verfolgende Tat nur mit Geldstrafe, mit 
nicht mehr als drei Jahren Freiheitsstrafe oder mit einer solchen Frei-
heitsstrafe und Geldstrafe bedroht, so ist die Tat nicht strafbar, wenn 
1. die Schuld des Täters gering ist, 
2. die Tat keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat 

oder, sofern sich der Täter zumindest ernstlich darum bemüht hat, 
die Folgen der Tat im wesentlichen beseitigt, gutgemacht oder sonst 
ausgeglichen worden sind und 

3. eine Bestrafung nicht geboten ist, um den Täter von strafbaren Hand-
lungen abzuhalten oder der Begehung strafbarer Handlungen durch 
andere entgegenzuwirken. 

§ 43 Abs. 1 und 2 

1) Wird ein Rechtsbrecher zu einer zwei Jahre nicht übersteigenden 
Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe verurteilt, so hat ihm das Gericht 
die Strafe unter Bestimmung einer Probezeit von mindestens einem und 
höchstens drei Jahren bedingt nachzusehen, wenn anzunehmen ist, dass 
die blosse Androhung der Vollziehung allein oder in Verbindung mit 
anderen Massnahmen genügen werde, um ihn von weiteren strafbaren 
Handlungen abzuhalten, und es nicht der Vollstreckung der Strafe bedarf, 
um der Begehung strafbarer Handlungen durch andere entgegenzuwir-
ken. Dabei sind insbesondere die Art der Tat, die Person des Rechtsbre-
chers, der Grad seiner Schuld, sein Vorleben und sein Verhalten nach der 
Tat zu berücksichtigen. Die bedingte Strafnachsicht ist jedoch ausge-
schlossen, wenn die strafbare Handlung mit lebenslanger Freiheitsstrafe 
oder mit Freiheitsstrafe von mindestens zehn Jahren bedroht ist. 

2) Aufgehoben 
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§ 43a 

Bedingte Nachsicht eines Teils der Strafe 

1) Wird auf eine Geldstrafe erkannt und treffen die Voraussetzungen 
des § 43 auf einen Teil der Strafe zu, so hat das Gericht diesen Teil be-
dingt nachzusehen. 

2) Wäre auf eine Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten, aber 
nicht mehr als zwei Jahren zu erkennen und liegen die Voraussetzungen 
für eine bedingte Nachsicht der ganzen Strafe nicht vor, so ist an Stelle 
eines Teiles der Freiheitsstrafe auf eine Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu erkennen, wenn im Hinblick darauf der verbleibende Teil der Frei-
heitsstrafe nach § 43 bedingt nachgesehen werden kann. 

3) Wird auf eine Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten, aber 
nicht mehr als zwei Jahren erkannt und kann, insbesondere im Hinblick 
auf frühere Verurteilungen des Rechtsbrechers, weder die ganze Strafe 
bedingt nachgesehen noch nach Abs. 2 vorgegangen werden, so ist unter 
den Voraussetzungen des § 43 ein Teil der Strafe bedingt nachzusehen. 
Der nicht bedingt nachgesehene Teil der Strafe muss mindestens einen 
Monat und darf nicht mehr als ein Drittel der Strafe betragen. 

4) Wird auf eine Freiheitsstrafe von mehr als zwei, aber nicht mehr als 
drei Jahren erkannt und besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass der 
Rechtsbrecher keine weiteren strafbaren Handlungen begehen werde, so 
ist unter den Voraussetzungen des § 43 ein Teil der Strafe bedingt nach-
zusehen. Abs. 3 letzter Satz ist anzuwenden. 

5) Die bedingte Nachsicht eines Teils der Strafe ist ausgeschlossen, 
wenn die strafbare Handlung mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder mit 
Freiheitsstrafe von mindestens zehn Jahren bedroht ist. 

§ 44 Abs. 1 

1) Werden eine Freiheitsstrafe und eine Geldstrafe nebeneinander 
verhängt, so sind, wenn die Voraussetzungen dafür zutreffen, beide Stra-
fen bedingt nachzusehen. Ist anzunehmen, dass der Vollzug einer dieser 
Strafen oder eines Teiles einer Strafe genügen werde, so können die §§ 43 
und 43a auf jede der beiden Strafen angewendet werden. 
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§ 46 

Bedingte Entlassung aus einer Freiheitsstrafe 

1) Hat ein Rechtsbrecher die Hälfte der im Urteil verhängten oder im 
Gnadenweg festgesetzten zeitlichen Freiheitsstrafe, mindestens aber drei 
Monate verbüsst, so ist ihm der Rest der Strafe unter Bestimmung einer 
Probezeit bedingt nachzusehen, wenn anzunehmen ist, dass es nicht der 
Vollstreckung des Strafrestes bedarf, um den Rechtsbrecher von weiteren 
strafbaren Handlungen abzuhalten. 

2) Hat ein Rechtsbrecher zwei Drittel der im Urteil verhängten oder 
im Gnadenweg festgesetzten zeitlichen Freiheitsstrafe, mindestens aber 
drei Monate verbüsst, so ist ihm der Rest der Strafe unter Bestimmung 
einer Probezeit bedingt nachzusehen, es sei denn, dass besondere Gründe 
befürchten lassen, der Rechtsbrecher werde in Freiheit weitere strafbare 
Handlungen begehen. 

3) Ist die Freiheitsstrafe wegen einer vor Vollendung des einundzwan-
zigsten Lebensjahres begangenen Tat verhängt worden, so beträgt die min-
destens zu verbüssende Strafzeit (Abs. 1 und 2) einen Monat. 

4) Bei jeder Entscheidung über eine bedingte Entlassung sind die Per-
son des Rechtsbrechers, sein Vorleben, seine Aussichten auf ein redliches 
Fortkommen und seine Aufführung während der Vollstreckung sowie 
der Umstand zu berücksichtigen, ob es aus besonderen Gründen der 
Vollstreckung des Strafrestes bedarf, um der Begehung strafbarer Hand-
lungen durch andere entgegenzuwirken. Gegebenenfalls ist die bedingte 
Entlassung nur in Verbindung mit anderen Massnahmen auszusprechen. 

5) Verbüsst ein Rechtsbrecher mehrere Freiheitsstrafen, so ist ihre 
Gesamtdauer massgebend, sofern sie unmittelbar nacheinander verbüsst 
oder lediglich durch Zeiten unterbrochen werden, in denen er sonst auf 
behördliche Anordnung angehalten wird. Nach § 43a Abs. 3 und 4 nicht 
bedingt nachgesehene Teile einer Strafe bleiben jedoch ausser Betracht. 
Eine bedingte Entlassung aus einem solchen Strafteil ist ausgeschlossen. 

6) Ein Rechtsbrecher, der zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe verur-
teilt worden ist, darf nicht bedingt entlassen werden, bevor er fünfzehn 
Jahre verbüsst hat. Trifft diese Voraussetzung zu, so ist er gleichwohl nur 
dann bedingt zu entlassen, wenn nach seiner Person, seinem Vorleben, 
seinen Aussichten auf ein redliches Fortkommen und seiner Aufführung 
während der Vollstreckung anzunehmen ist, dass er in Freiheit keine 
weiteren strafbaren Handlungen begehen werde und es trotz der Schwere 
der Tat nicht der weiteren Vollstreckung bedarf, um der Begehung straf-
barer Handlungen durch andere entgegenzuwirken. 
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§ 48 Abs. 1 und 2 

1) Die Probezeit bei der bedingten Entlassung aus einer Freiheitsstrafe 
ist mit mindestens einem Jahr und höchstens drei Jahren zu bemessen. 
Übersteigt der bedingt erlassene Strafrest drei Jahre, so beträgt die Pro-
bezeit fünf Jahre. Bei der bedingten Entlassung aus einer lebenslangen 
Freiheitsstrafe beträgt die Probezeit zehn Jahre. 

2) Die Probezeit bei der Entlassung aus einer Anstalt für geistig ab-
norme Rechtsbrecher und aus einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter 
beträgt zehn Jahre, ist die der Unterbringung zugrunde liegende strafbare 
Handlung aber mit keiner strengeren Strafe als einer Freiheitsstrafe von 
zehn Jahren bedroht, nur fünf Jahre. Bei der Entlassung aus einer Anstalt 
für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher ist die Probezeit mindestens 
mit einem und höchstens mit fünf Jahren zu bestimmen. 

§ 50 

Erteilung von Weisungen und Anordnung von Bewährungshilfe 

1) Wird einem Rechtsbrecher die Strafe bedingt nachgesehen oder wird 
er aus einer mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Mass-
nahme bedingt entlassen, so hat das Gericht ihm Weisungen zu erteilen 
oder die Bewährungshilfe anzuordnen, soweit das notwendig oder zweck-
mässig ist, um den Rechtsbrecher von weiteren mit Strafe bedrohten 
Handlungen abzuhalten. Wird ein Rechtsbrecher wegen einer vor Voll-
endung des einundzwanzigsten Lebensjahres begangenen Tat bedingt 
entlassen, so ist stets Bewährungshilfe anzuordnen, es sei denn, dass nach 
der Art der Tat, der Person des Rechtsbrechers und seinem Vorleben 
anzunehmen ist, dass er auch ohne eine solche Anordnung keine weite-
ren strafbaren Handlungen begehen werde. Ordnet das Gericht die Be-
währungshilfe an, so hat der Geschäftsstellenleiter einen Bewährungshel-
fer zu bestellen und diesen dem Gericht bekanntzugeben. 

2) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn der Ausspruch der Strafe für eine 
Probezeit vorbehalten wird (§ 8 des Jugendgerichtsgesetzes) oder der 
Vollzug einer Freiheitsstrafe, die wegen einer vor Vollendung des ein-
undzwanzigsten Lebensjahres begangenen Tat verhängt worden ist, nach 
Art. 7 Abs. 3 des Strafvollzuggesetzes oder nach § 33 des Jugendgerichts-
gesetzes für die Dauer von mehr als drei Monaten aufgeschoben wird. 

3) Weisungen sowie die Anordnung der Bewährungshilfe gelten für 
die Dauer des vom Gericht bestimmten Zeitraumes, höchstens jedoch bis 
zum Ende der Probezeit, soweit sie nicht vorher aufgehoben oder ge-
genstandslos werden. 
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§ 52 

Bewährungshilfe 

1) Der Bewährungshelfer hat sich mit Rat und Tat darum zu bemü-
hen, dem Rechtsbrecher zu einer Lebensführung und Einstellung zu 
verhelfen, die diesen in Zukunft von der Begehung mit Strafe bedrohter 
Handlungen abzuhalten vermag. Soweit es dazu nötig ist, hat er ihn auf 
geeignete Weise bei seinen Bemühungen zu unterstützen, wesentliche 
Lebensbedürfnisse zu decken, insbesondere Unterkunft und Arbeit zu 
finden. 

2) Der Bewährungshelfer hat dem Gericht über seine Tätigkeit und 
seine Wahrnehmungen zu berichten, 
1. soweit dies das Gericht verlangt oder es erforderlich oder zweckmässig 

ist, um den Zweck der Bewährungshilfe zu erreichen, 
2. wenn Anlass besteht, die Bewährungshilfe aufzuheben, 
3. in jedem Fall aber sechs Monate nach Anordnung der Bewährungs-

hilfe sowie bei deren Beendigung. 

3) Das Gericht hat während der Probezeit die Bewährungshilfe auch 
nachträglich anzuordnen oder sie aufzuheben, soweit dies nach § 50 
geboten erscheint. 

§ 53 Abs. 1 und 3 

1) Wird der Rechtsbrecher wegen einer während der Probezeit be-
gangenen strafbaren Handlung verurteilt, so hat das Gericht die bedingte 
Strafnachsicht oder die bedingte Entlassung aus einer Freiheitsstrafe zu 
widerrufen und die Strafe, den Strafteil oder den Strafrest vollziehen zu 
lassen, wenn dies in Anbetracht der neuerlichen Verurteilung zusätzlich 
zu dieser geboten erscheint, um den Rechtsbrecher von weiteren strafba-
ren Handlungen abzuhalten. Eine strafbare Handlung, die der Rechts-
brecher in der Zeit zwischen der Entscheidung erster Instanz und der 
Rechtskraft der Entscheidung über die Gewährung der bedingten Straf-
nachsicht oder der bedingten Entlassung oder während einer behördli-
chen Anhaltung, die in die Probezeit nicht einzurechnen ist (§ 49) began-
gen hat, steht einer in der Probezeit verübten strafbaren Handlung gleich. 

3) Wenn der Rechtsbrecher während des vom Gericht bestimmten 
Zeitraumes eine Weisung trotz förmlicher Mahnung mutwillig nicht be-
folgt oder sich beharrlich dem Einfluss des Bewährungshelfers entzieht, 
hat das Gericht die bedingte Strafnachsicht oder die bedingte Entlassung 
zu widerrufen und die Strafe oder den Strafrest vollziehen zu lassen, 
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wenn dies nach den Umständen geboten erscheint, um den Rechtsbre-
cher von der Begehung strafbarer Handlungen abzuhalten. 

§ 55 Abs. 1 und 2 

1) Die bedingte Nachsicht einer Strafe, eines Strafteiles und der Un-
terbringung in einer Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher 
ist zu widerrufen, wenn eine nachträgliche Verurteilung gemäss § 31 
erfolgt und die bedingte Nachsicht bei gemeinsamer Aburteilung nicht 
gewährt worden wäre. 

2) Wurde die Strafe, ein Strafteil oder die Unterbringung in einer An-
stalt für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher bei der nachträglichen 
Verurteilung bedingt nachgesehen, so ist diese Nachsicht zu widerrufen, 
wenn sie bei gleichzeitiger Aburteilung nicht gewährt worden wäre und 
die Verurteilung, auf die gemäss § 31 Bedacht zu nehmen gewesen wäre, 
nicht aktenkundig war. 

§ 57 Abs. 1 

1) Strafbare Handlungen, die mit lebenslanger Freiheitsstrafe bedroht 
sind oder die mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit 
lebenslanger Freiheitsstrafe bedroht sind, verjähren nicht. Nach Ablauf 
einer Frist von zwanzig Jahren tritt jedoch an die Stelle der angedrohten 
lebenslangen Freiheitsstrafe eine Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren. Für die Frist gelten Abs. 2 und § 58 entsprechend. 

§ 60 Abs. 2 Ziff. 4 

2) In die Verjährungszeit werden nicht eingerechnet: 
4. Zeiten, in denen sich der Verurteilte im Ausland aufgehalten hat. 

§ 65 Abs. 1 Ziff. 2 und Abs. 4 Ziff. 4 

1) Für andere als die in den §§ 63 und 64 bezeichneten Taten, die im 
Ausland begangen worden sind, gelten, sofern die Taten auch durch die 
Gesetze des Tatorts mit Strafe bedroht sind, die liechtensteinischen Straf-
gesetze: 
2. wenn der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, im Inland betreten 

und aus einem anderen Grund als wegen der Art oder Eigenschaft 
seiner Tat nicht an das Ausland ausgeliefert werden kann. 
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4) Die Strafbarkeit entfällt jedoch: 
4. solange die Vollstreckung der vom ausländischen Gericht verhängten 

Strafe ganz oder teilweise ausgesetzt ist. 

II. 

Übergangsbestimmung 

Dieses Gesetz ist in Strafsachen nicht anzuwenden, in denen vor seinem 
Inkrafttreten das Urteil in erster Instanz gefällt worden ist. Nach Aufhe-
bung eines solchen Urteils infolge eines ordentlichen Rechtsmittels oder 
eines anderen Rechtsbehelfes ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 des 
Strafgesetzbuches vorzugehen. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


